
Berlin (E igenbericht). Im  Namen der amerikanischen R eg ie
rung und m it ausdrücklicher Ermächtigung Präsident Eisen
howers hat Außenminister Duiles vor dem Berliner Abgeord
netenhaus noch einmal die Sicherheitsgarantie fü r Berlin 
wiederholt. Danach werden die drei westalliierten Machte 
„jeden Ang-rift' gegen Berlin, voll welcher Seite er auch kom
men mag, als einen A n griff auf ihre Streitkräfte und sich seihst 
behandeln. Nachstehend geben w ir  ein ige wörtliche Auszüge 
aus der Rede des amerikanischen Außenministers w ieder.
Eine erste Leh re verm ittelt lische Verbindlichkeit anhaftet.

uns Berlin  durch seine Um 
gebung. Sie leben hier einge
kreist von der kommunistischen 
Herrschaft, die sie w ie  ein R in g  
umgibt. Ih re L a ge  ist ein tra- 

isches Symbol der Mißachtung 
es verpfändeten W ortes. D ie 

Potsdamer Abkommen von 1945 
H ellten  unmißverständlich fest, 
daß der Zweck der m ilitärischen 
Besetzung nicht die Zerstücke
lung Deutschlands oder seine 
ständige Teilung sei. B is vor 

i kurzem hat d ie Sowjetunion 
auch tatsächlich zugegeben, daß 
es die Verantwortung der v ier 
Mächte sei, die W iederverein i
gung Deutschlands herbeizu
führen. f

A u f der Genfer G ipfelkonfe
renz vom Juli 1955 erhielten 
Präsident Eisenhower sowie die 
M inisterpräsidenten Frankreichs 
und Großbritanniens von den 
sowjetischen Regierungschefs, 
einschließlich Herrn Chrus- 
tschows, die form elle Bestäti
gung, daß die v ier Mächte eine , 
„gemeinsame Verantwortung für 
die Regelung der deutschen 
F rage  und die W iederverein i
gung Deutschlands“ hätten, und 
sie „stimmten darin überein, 
daß die Regelung der deutschen 
F rage und die W iederverein i
gung Deutschlands durch fre ie  
Wahlen.“  in  die Ta t umgesetzt 
werden sollten. -. Diesen V .e r-- 
pfiichtungen, so scheint es jetzt, 
entzieht sich die Sowjetunion.

Das zeigt, w ie auß er ö ffen tlich  ‘ 
schwer es ist, m it der Sow jet- • 
union zusammenzuarbeiten. D ie.

Sie übernehmen feierliche und 
genau festgelegte internatio
nale Verpflichtungen nur dann, 
wenn sie auch beabsichtigen, 
sie auszuführen. Zwar zeigt die 
Geschichte, daß die Durchfüh
rung dieser , Verpflichtungen 
nicht immer vollkommen ist, 
doch zumindest betrachten diese 
Regierungen den Abschluß und 
den Bruch von Vereinbarungen 
nicht als ein rechtmäßiges M it
tel zur Förderung ihrer eigenen 
Interessen.

Im  Fa lle  der Sowjetunion ist 
es anders. Ih re  Machthaber sind 
gottlose Materialisten. W as sie 
betrifft, so haben die von ihnen 
übernommenen Verpflichtungen

keine moralische Verbindlich
keit. Oft scheint es, als ob sie 
den Abschluß und den Bruch 
von Vereinbarungen als ein 
rechtmäßiges internationales 
M ittel betrachten und daß ihre 
Versprechen, w ie Len in  sagte, 
nur gegeben werden, um ge
brochen zu werden.

Deshalb ist es fü r uns so 
schwierig, bei der Lösung po li
tischer Fragen  und bei der E in i
gung über eine Rüstungs
beschränkung Fortschritte zu 
erzielen. D ie E instellung der 
Sowjetunion zu den von ihr ge
troffen en Abmachungen stellt 
ein ernstes H indernis dar.

Sie hier in  Berlin, die Sie ein 
lebender Beweis fü r die Ver
letzung internationaler Abkom 
men durch die Sowjets sind, 
werden dies gew iß verstehen. 
Ih re schwierige L a ge  müßte die 
W e lt  lehren, daß es unbesonnen 
ist, im  Vertrauen auf sow jeti
sche Versprechungen Zugeständ
nisse zu machen, nur w eil diese 
Versprechen verlockend sind.

G l a u b e  a n  d i e  Z n k n n f i  n i c h t  s i n n l o s
fteh r von der unnachgiebigen 
Haltung, die die Sow jetregie
rung fast 10 Jahre lang einge
nommen hatte.

Niemand kann in  W estberlin 
von heute weilen, ohne -den 
außerordentlichen Mut und die 
ungewöhnliche geistige K ra ft 
anzuerkennen, die Berlin  zu 
einer der großen Städte Euro
pas machen. Lassen Sie mich 
Ihnen sagen, daß nach meiner 
Ansicht Ih re Hoffnung und Ih r 
Glaube an die Zukunft nicht 
sinnlos sind und ihre Erfüllung 
finden werden.

Ich erinnere mich der düste
ren Konferenz hier im  Jahre 
1954, als die sowjetische Delega- 
tiön 'sich unnachgiebig der Be
fre iung Österreichs und der 
W iedervereinigung Deutschlands 
w idersetzte.
A In t Jahre 1955 aber entschloß 
sich, die Sowjetunion plötzlich,

meisten Pvegierungen glauben,^ ’ Österreich die F reihe it zu 
daß den von ihnen eingegange- '"geben. Diese Entscheidung kam 
neu Verpflichtungen eine mora- überraschend' und war eine Ab-

Das zeigt, daß w ir  unsere 
Hoffnung fü r Deutschland und 
Berlin  nicht aufzugeben brau
chen. Der T a g  w ird  kommen, 
an dem, wahrscheinlich uner
w artet und unvorhersehbar, die 
Genfer Versprechen des Jahres 
1955 erfü llt werden und 
Deutschland w ieder in Freiheit 
vereint sein wird.

Ich weiß, daß die Berliner er
kannt haben, w ie w ichtig für 
sie die militärische A b 
schreckung gewesen ist, die 
einen Schild darstellt, hinter 
dem ihre A rbeit des Friedens 
gedieh. Ich  hoffe, Sie und an
dere werden erkennen, daß der 
F riede von einein solchen 
Schild abhängt.

Berlin  14. M  a i 19 5 8 N r. 19 /11. Jahrg

Dulles-Erklärung im Namen Eisenhowers vo r  dem Abgeordnetenhaus



UHABHSKGIBE ZEITUNS fi)S DEUTSCHLAND

Was sagt Berlin ?
H . Es ist dieser Stadt keine 

Ruhe vergönnt, nicht einmal 
gelegen tlich  ein  Ausruhen. Alan 
m ag das bedauern oder nicht —  
B erlin  w ird  immer w ieder an 
eine Sonderstellung erinnert, 
und es erinnert selbst immer 
w ieder d ie ganze W e lt daran. 
M it  dieser Sonderstellung ist 
Gefahr verbunden, aber auch 
eine Dynamik, aus der nicht 
a lle in  Nachteiliges entstehen 
m uß, w ie  augenblicklich durch 
die Behinderung der Binnen
schiffahrt. Solange die Sonder
stellung besteht, ist zumindest 
a lle  H offnungslosigkeit unbe
gründet, die allmählich dem 
langen W arten  au f Norm alis ie
rung entsprießen könnte und 
einer unbegründeten Selbstauf
gabe gleichkäme.

Solche Tendenzen sind in B er
lin  nicht zu spüren. Das stän
d ige Strapazieren der N erven  
hat h ier v ie l eher eine A b 
härtung bew irkt, von der Ge
lassenheit ausstrahlt. Jetzt, bei 
den Schikanen gegen  die Schiff
fahrt, bei diesem unfreundlich
sten und hinterlistigsten A k t 
der Zonenbehörden seit E in füh
rung der Autobahngebühren, ist 
das genau festzustellen. D ie A b 
härtung ist und bleibt aber nur 
dann gesund, wenn man sich 
k la r darüber ist, w ie  w eit man 
sie tatsächlich strapazieren kannQ 
welchen W iderständen sie aus
gesetzt ist und welche A n forde
rungen m öglicherweise noch auf 
sie einstürmen könnten. D ieser 
Abhärtung muß ein reales 
Selbstgefühl entsprechen, das 
jed e Selbstherrlichkeit, jede a ll
zu stolze Überbewertung der 
eigenen Existenz inm itten  der 
gegensätzlichen Existenzen die
ser W e lt ausschaltet. Sich ge
sund und fre i von A n fä llig 
keiten zu halten ist schwer. 
Selbst-Beobachtung ist erfor
derlich, Selbst-Kritik  und damit 
V  er antwor tung.

Sie w ird  der Stadt und ihrer 
Bevölkerung auch nicht ge
schenkt, und nicht einmal er
leichtert durch die demonstra

tive W iederholung der a lliierten  
Garantieerklärung aus dem 
Munde des amerikanischen 
Außenministers. Sein Treue
bekenntnis zu B erlin  ist zwar 
durch die Vergangenheit be
gründet, durch die schweren, 
gemeinsam durehstandenen Tage 
der Blockade, doch politische 
Treuebekenntnisse leben nicht 
automatisch aus dem, was ge
wesen ist, sie müssen immer 
w ieder aktuelle Bestätigung er
fahren. Und zwar von beiden 
Seiten. Verständlich ist es, in 
Berlin zurückzublicken au f das, 
was überwunden wurde. Unver
ständlich und vö llig  unbegrün
det ist es jedoch, darüber den 
Eindruck zu erwecken, als sei 
heutzutage alles anders, als be
fänden w ir  uns in einer v ö llig  
umgekehrten Ost - W est - Situa
tion, als müßten heute auch im 
Interesse Berlins Sonderwege 
beschritten werden, die bei 
a ller bleibenden Dankbarkeit 
gegenüber den Amerikanern 
eben doch nicht mehr gem ein
sam bew ältigt werden sollten. 
H ie r  w ird  die Selbstüber
schätzung am gefährlichsten. 
Und das um so mehr, als es 
nicht an östlichen u n d a n  w est
lichen Fürsprechern fehlt, das 
Arm -in-Arm  mit den Amerika
nern zu lockern, um dann noch 
eine W egstrecke nebeneinander 
herzulaufen bis zu jener unver
meidlichen Gabelung, wo ein 
lockender, aber falscher W eg
w eiser nach Osten zu einem — 
allerdings kurzen —  A lleingang 
letzte Aufmunterung erteilen 
würde.

*

D iese dunkle V ision ist nur 
aufzuhellen, wenn man die L o 
g ik  als falsch durchschaut, die 
aus der Sonderstellung Berlins 
auch Sonderwege fü r Berlin zu 
fo lgern  versucht. In  harter Um
gangssprache heißt das: Berlin 
kann keine P o litik  auf eigene 
Faust betreiben, und es darf 
sich nicht durch andere K rä fte  
als alleinrollender Ball ins poli
tische Spiel stoßen lassen. Ber
lin ist eben trotz der vie lz itier
ten insularen Lage  nicht isoliert. 
Es ist dem W esten verhaftet, 
und zwar jenem Westen, der 
sich den Belangen der Stadt am 
eindeutigsten und tätigsten ver
schrieben hat.

Das Verhältnis Berlins zum 
Bund ist eine Lebensfrage, die 
nichts zu tun hat und nichts zu 
tun haben darf m it der w illigen 
und kritiklosen Übernahme von 
fadenscheinigen Pai'olen, w ie sie 
im  Bundesgebiet laut werden 
mögen, ohne dort unbedingt 
großen Schaden anzurichten. 
B erlin  —  und das ist leider in 
letzter Z e it zu vermissen — 
sollte sich seine eigenen Losun
gen bilden, sei es zum 1. Mai, 
oder zum Problem  der W arn
streiks, oder zur Atomwaffen- 
F ra g e ; es sollte m it seiner eige
nen Einstellung hervortreten 
und nicht darauf verzichten, 
durch besondere Beispiele rich
tungweisend zu sein.

*

Das bedeutet keinesfalls 
Gleichschaltung aller Meinungen 
und auf allen Gebieten. Auch 
in  Berlin, und besonders hier, 
muß Demokratie vorgelebt und 
praktiziert werden. Aber in  den 
großen Grundsatzfragen der 
ideologischen Auseinander
setzung, hinter der immer w ie
der die militärische droht, muß 
zu allererst in  W estberlin  die 
Übereinstimmung bleiben, der 
feste W ille , sie zu bewahren 
und das W issen um ihre stän
dige, wachsende Gefährdung. 
D ie Bevölkerung is t sich darin 
ein iger, als es in letzter Zeit 
oftmals den Anschein hatte, weil 
Sonderaktionen von Gruppen 
optisch allzu gew ichtig das 
Straßenbild auf ihre W eise zu 
verändern suchen. D ie Zeit der 
Blockade ist vorbei, die Zeit 
Reuters, die Zeit demonstrativer 
Einmütigkeit. W as nun nicht 
geschehen darf, ist das Extrem, 
der Zerfa ll der Einmütigkeit, 
die restlose Zersplitterung, die 
dann keiner und nichts mehr 
kitten könnte, nicht einmal eine 
neue Notlage. Noch fra g t man 
in * der W elt immer wieder, 
wenn eine Antwort gesucht 
w ird : W as sagt Berlin? Diese 
F rage  nach Berlin  könnte eines 
Tages nicht mehr gestellt wer
den, wenn das Manöver ge
lingen sollte, die Einmütigkeit 
seiner Bewohner zu zerstückeln.



Rüstung ist nicht unabänderlich
Katholische Theologen über Verteidigung und Atombewaffnung

Bonn (kna). Ebenso w ie  in  der evangelischen K irche w ird  
auch im  katholischen Bereich die F rage  der Atomrüstung der 
Bundeswehr diskutiert. Sieben führende katholische M oraltheo
logen haben je tz t —  w ie  gem eldet —  m it einer Erklärung zur 
atomaren Rüstung und zur Verteidigungspflicht in  diese D is
kussion ein gegriffen . Es handelt sich um die Professoren Auer 
(W ürzburg), Egenter (München), Fleckenstein (W urzburg), 
Hirschmann S.J. (Frankfurt a. M .), Höffner (Münster), Monzel 
(München) und W e lty  O .P. (W alberberg ). W ir  veröffentlichen 
im  folgenden wörtliche Auszüge aus ihrer Erklärung:

„Tatsächlich sind die V er
heerungen eines modernen K r ie 
ges so groß, daß die Mensch
heit m it Recht vor ihm zittert. 
Um so offenkundiger w ird  der 
verbrecherische Charakter eines 
Angriffskrieges. D ie Entw ick
lung der W affentechnik hat 
aber auch dazu geführt, daß 
manche Gründe, die früher für 
die Rechtfertigung des W affen
gebrauchs ausreichten, heute 
nicht mehr als hinreichend gel
ten können. Je furchtbarer die 
drohenden Zerstörungen sind, 
um so größer sind auch die 
Opfer, seihst b is zum Verzicht 
auf unzweifelbare Rechte, zu 
denen ganze Völker um des 
Friedens w illen  bereit sein 
müssen.

Über die P flicht zur 
Verteidigung

Erlaubt b le ib t die V erteid i
gung jedoch, wenn die m orali
sche oder physische Existenz 
von Völkern durch einen An
g r iff bedroht ist. In  diesem 
F a ll kann sie sogar Pflicht sein.

D ie Pflicht zur Verteid igung 
trifft nicht nur den jew eils  be
drohten oder angegriffenen 
Staat, sie ist auch solidarische 
Pflicht der ganzen Völker
gemeinschaft.

Auch in  einem gerechtfertig
ten Verteid igungskam pf ist je 
doch nicht jedes Kam pfm ittel 
schlechthin erlaubt. WTenn das 
K am pfm ittel sich der K on tro lle  
des Menschen vö llig  entzöge, 
müßte seine Anwendung als un
sittlich verworfen werden. Daß 
die W irkung der atomaren 
Kam pfm ittel sich dieser K on 
tro lle vö llig  entzieht, muß nach 
dem U rte il gewissenhafter Sach
kenner als unzutreffend bezeich
net werden. Ih re Verwendung 
w iderspricht darum nicht not
w endig der sittlichen Ordnung 
und ist nicht in  jedem  F a ll 
Sünde.

Dam it soll nicht gesagt w er
den, daß w ir  die Rüstung 
selbst, die so vie le m aterielle 
und persönliche K rä fte  einsei
t ig  einspannt, als unabänder
liche Gegebenheit hinnehmen. 
Im  Gegenteil: alle Möglichkei
ten müssen erkundet und aus
geschöpft werden, um die V ö l
ker von der drückenden Skla
verei des W ettrüstens zu be
fre ien  und den Alpdruck der 
verfestigten  Machtblöcke von 
ihnen zu nehmen. Dazu genügt 
w eder der bloße Verzicht auf 
Experim ente m it Atomwaffen, 
noch der einseitige Verzicht auf 
Atom waffen, noch die E inrich
tung von entm ilitarisierten Zo
nen; vielm ehr sind a lle diese 
Maßnahmen zusammen, verbun
den m it einer allgemeinen R ü 
stungskontrolle, erforderlich. 
D iese Kontro lle ist der entschei
dende Punkt, an dem jede N a
tion die E rnsthaftigkeit ihres 
Friedensw illens beweist.

Für realistische Politik
Christliche P o litik  muß rea li

stisch sein. Cie w e iß : W o  im -

m er die modernen Kam pfm ittel 
gegeben sind, is t auch ih r M iß 
brauch möglich. A ber die stärk
ste Gefährdung des Friedens in 
der heutigen W e lt  ist doch das 
Bestehen einer m it den modern
sten Kam pfm itteln  ausgerüste
ten Macht, d ie den S ieg ih rer 
atheistischen Weltanschauung 
als zw angsläu fige.Folge der g e 
schichtlichen Entw icklung und 
grundsätzlich die Anwendung 
a ller M ittel zu deren Beschleu
n igung und Durchsetzung als 
rechtmäßig betrachtet. D ie 
Stärke jener Völker, die to ta li
täre Systeme ablehnen, beruht 
nicht in erster L in ie  auf ihrem 
Waffenbesitz. Sie beruht dar
auf, daß, wenn es um F reihe it 
und Existenz a ller geht, alle 
auch nach M öglichkeit sich an 
der politischen W illensbildung 
bete iligen  können.

Es w iderspricht den sittlichen 
Grundlagen dieser Demokratie, 
wenn eine Gruppe im  V o lk  das 
Monopol des Sachverstandes 
und des Gewissens in Anspruch 
nimmt. Es 'widerspricht ihnen 
erst recht, wenn im  Meinungs
streit unterlegene Gruppen m it 
Beru fung auf höhere Einsicht 
oder überlegene Gewissenhaftig
keit und unter Mißbrauch der 
A ngst vor den modernen Kam pf
m itteln  die rechtmäßigen Or
gane des Staates durch organ i
sierte Aktionen unter Druck 
setzen und hindern, das zu tun, 
was ihnen Einsicht und Gewis
sen vorschreiben.“

U S A  d e m e n t i e r e n  S E B - Z e n t r a l o r g a n
Faksimile-Schreiben „offensichtliche Fälschung“1

Berlin  (ap). A ls „offensicht
liche Fälschung“ bezeichneten 
Beamte der amerikanischen Be
hörden in Berlin  einen Bericht 
des SED-Zentralorgans „Neues 
Deutschland“ . Dieses hatte das 
Faksim ile eines angeblichen 
Schreibens des US-Unterstaats- 
sekretärs fü r Gesundheit und 
Sanitätswesen im amerikani
schen Verteidigungsm inisterium , 
Dr. B erry, veröffentlicht, das 
sich m it den Ergebnissen einer 
Reihenuntersuchung der O ffi
ziere und Mannschaften der 
amerikanischen Lu ftstre itk räfte 
beschäftigt. In  diesem m edizi

nischen Bericht w ird  von einer 
chronischen Überbeanspruchung 
des Nervensystems bei den 
P ilo ten  sowie von „moralischen 
Depressionen“ gesprochen, de
nen Besatzungsm itglieder der 
F lugzeuge des strategischen 
Luftkom m andos der USA unter
w orfen  seien. Das „Neue 
Deutschland“  hat daraus den 
Schluß gezogen, daß sich „un
zurechnungsfähige P ilo ten “ am 
Steuer von USA-Atombombern 
befänden, die nur unzureichend 
in der Lage  seien, ihre Hand
lungen unter K ontro lle zu hal
ten.



Genfer Beschlüsse von 1955 bindend
Das SeMußkommunique der Kopenliagener K A T O -Außenministerkonferenz

Kopenhagen (dpa). In  dem Schlußkommimique der N A T O - 
Außemninisterkonferenz in  Kopenhagen heißt es: D ie Außen
m inister der 15 N ATO -Län der haben ihre gegenseitige Verstän
digung und ihre Einheit in  den Zielen verbessert und verstärkt. 
D ie  N A T O  ist je tz t vie l mehr als eine bloße m ilitärische Allianz. 
Sie w ird  zu einer echten Gemeinschaft der fre ien  Länder.

D ie  M in ister waren der Über
zeugung, daß die politische E in
heit der A llianz und die w irk 
same Organisation ihrer V erte i
digung allein n icht, ausreichen: 
die w irtschaftliche Zusammen
arbeit der A llianzm itglieder un
tereinander ist ebenso w ichtig. 
Es werden a lle Anstrengungen 
gemacht werden müssen, um 
die wirtschaftliche Prosperität, 
insbesondere durch Ausdehnung 
des internationalen Handels 
und durch H ilfe  an unterent
w ickelte Länder, zu sichern.

Die Gipfelkonferenz

Bei der Untersuchung der in 
ternationalen L a ge  haben die 
M in ister die F rage  einer m ög
lichen Gipfelkonferenz disku
tiert. Der R a t ist der Ansicht, 
daß G ipfeltreffen wünschens
w ert sind unter der Bedingung, 
daß sie Aussichten fü r die L ö 
sung w ichtiger Fragen  eröffnen. 
D er R at ist der Ansicht, daß 
G ipfeltreffen  w eder das einzige 
noch notwendigerweise das 
beste M ittel sind, um Verhand
lungen zu führen und die inter
nationalen Spannungen zu m il
dern. A u f jeden F a ll müssen 
solche Konferenzen sorgfä ltig  
vorbereitet werden und in einer 
günstigen Atmosphäre statt
finden.

D ie M in ister bedauerten, daß 
die Sowjetunion in  diesen letz
ten Wochen die Vorbereitung 
einer eventuellen G ipfelkonfe
renz durch unvernünftige Be
dingungen erschwerte. D ie So
wjetunion hat kürzlich die in
ternationale Spannung ver
schärft, indem sie im Sicher
heitsrat den amerikanischen 
Vorschlag ablehnte, die Gefahr 
eines Überraschungsangriffs 
über der A rktis zu mildern.

Trotz ihrer Enttäuschung über 
diese Haltung und der dadurch 
ausgelösten Zw eife l werden sich 
die Regierungen der N ATO -

Länder w eder entmutigen las
sen noch ihr Bekenntnis zum 
Verhandlungsprinzip auf geben.

Deufsclilandfrage lösen!
Eine Gipfelkonferenz sollte, 

fa lls sie je tzt stattfindet, ge
w isse w ichtige Problem e erör
tern, unter anderem die 
Deutschlandfrage, die von den 
Regierungschefs auf der Genfer 
Konferenz von 1855 präzisiert 
worden war und zu deren L ö 
sung leider w en ig  oder kein 
Fortschritt erzielt worden ist. 
D ie kontrollierte Abrüstung, die 
von allen Völkern so sehnlichst 
gewünscht ist, sollte einer der 
Hauptpunkte der Tagesordnung 
sein. D ie Vorschläge, die die 
Westmächte am 29. August 1857 
vorge leg t haben, und die in der

W . Bonn (Eigenbericht). Bun
desminister Ernst Lem m er hat 
in Bad Godesberg bekanntgege
ben, daß das neue Paßgesetz 
der Sowjetzone zu einem er
schütternden Rückgang der Be
sucherzahlen aus der Zone ge
führt hat. A u f einer Tagung 
des Kuratoriums unteilbares 
Deutschland teilte der Bundes
m inister fü r gesamtdeutsche 
Fragen  mit, daß im  A pril nur 
noch 60 000 Menschen aus der 
Zone nach Westdeutschland ge
kommen sind, das sind 22 P ro 
zent der Besucherzahl vom 
A pril des vergangenen - Jahres. 
Lem m er erk lärte: „D ie Po litik  
in Ostberlin ist heute offenbar 
von der Absicht getragen, nun 
— nachdem sich die Zweistaat
lichkeit Deutschlands verhärtet 
hat —  auch zwei verschiedene 
Staatsvölker entstehen zu las
sen, die schließlich nur noch die 
Sprache gemeinsam haben.“

Der M inister w ies nachdrück
lich darauf hin, daß die sowjet-

U NO  m it großer Mehrheit be
fü rw ortet wurden, könnten eine 
vernünftige Grundlage fü r diese 
Diskussion bieten.

D er R at hat die Hoffnung 
ausgesprochen, daß es trotz 
w iederholter Ablehnung durch 
die Sowjetunion vielleicht doch 
noch möglich sein könnte, zw i
schen der Sowjetunion und den 
hauptsächlich interessierten 
Westmächten technische Be
ratungen von Sachverständigen 
über detaillierte Maßnahmen 
fü r eine Abrüstungskontrolle 
aufzunehmen. Eine Verein
barung über die erforderlichen 
Maßnahmen, um beispielsweise 
einen Überraschungsangriff zu 
verhindern oder Atom explosio
nen festzustellen, könnte sehr 
dazu beitragen, die Möglichkeit 
eines Abrüstungsabkommens 
aufzuzeigen, die Aussichten da
fü r zu verbessern und nach A b 
schluß eines solchen Abkom
mens seine Durchführung zu 
beschleunigen.

zonalen Absperrungsmaßnahmen 
eine wachsende Zahl von W is 
senschaftlern veranlassen, in 
den W esten zu fliehen. Unter 
den letzten Flüchtlingen befän
den sich auch M itg lieder der 
Evangelischen Synode, die erst 
vor wenigen Tagen in Berlin  
stattfand. Ausdrücklich be
dauerte Lem m er die Abwande
rung aus der Zone. „Es geht 
je tz t  darum“ , sagte er, „daß 
noch etwas erhalten bleibt, was 
w iederverein igt werden kann.“ 
Es erregte Aufsehen, daß der 
M in ister abschließend erklärte, 
au f die erneute Strangulierung 
der Sowjetzone müsse die W e lt
öffentlichkeit „m it ganz anderen 
M itteln“ als bisher aufmerksam 
gemacht werden, auch m it den 
M itteln  der Diplomatie. Lem - 
mers R ede eröffnete eine drei
täg ige Konferenz des Kurato
riums, an der unter der L e i
tung von Dr. W . W . Schütz 
etwa dreihundert D elegierte aus 
dem ganzen Bundesgebiet teil- 
nehmeru

Die Folgen des Paßgesetzes
Besucherstrom aus der Zone ging um 80 y . H. zurück



Namensweihe unter dem roten Stern
Aufzeichnungen über Ereignisse und Stimmungen in Mitteldeutschland

B. Berlin (Eigenbericht)
M it einer Fü lle von Einzel- 

maßnahmen setzt die SED ihre 
P o litik  der kleinen Nadelstiche 
fort. A lle  diese Aktionen haben 
das Ziel, die totale Ausrichtung 
und K ontro lle  der m itteldeut
schen Bevölkerung. Man sollte 
sich deshalb nicht wundern, 
wenn unsere Freunde von 
„drüben“ diese Schatten als be
sondere Bedrückung empfinden 
und darüber manche kleinen 
Freuden vergessen, die auch 
ihnen der A llta g  schenkt.

T H A L E
Harzrundfahrten ausverkauft. 

D ie beliebten Fahrten durch den 
Oberharz bis Schierke und 
Elend erfreuen sich einer großen 
Beliebtheit. D ie Wochenend
urlauber freuen sich über die 
ersten Maispitzen. Auch am so
genannten T a g  der Befreiung 
unternahmen die W alzw erker 
von Thale lieber einen H arz
spaziergang als eine Kam pf
gruppenübung.

Harzer Freilichtbühne immer 
ausverkauft. Aufführungen von 
„W ilhelm  T e il“ rufen die spon
tane Begeisterung der Zuschauer 
hervor. Der B eifa ll an gewissen 
Stellen is t  nicht linientreu.

K indergeld m it Auflagen. Das 
VEB Elektromotorenwerk Thale 
bestellt alle frischgebackenen 
Fam ilienväter zur Kaderabtei
lung. Sie erhalten eine einmalige 
Spende in Höhe von 50 DM  und 
den H inweis, daß es selbstver
ständlich sein müsse, das Neu
geborene fü r die Namenweihe 
anzumelden. W er sich w eigert, 
bekommt einen Aufklärer der 
Parte i ins Haus geschickt. V iele 
schützen ihre Frauen vor. Sie 
meinen, man solle doch die 
M utter des Kindes zu diesem 
Fa ll hören. D ie SED aber ist 
nicht schüchtern. Sie schickt 
die Aufklärer ins Krankenhaus.

L E IP Z IG
D ie sozialistische Hochzeit, 

Eisen- und Stahlwerker fü llen 
den Klubraum im Hause des 
Komsomol. „P lö tzlich  ein K om 
mando, Marschtritte . . . D ie 
Angehörigen der Gesellschaft 
fü r Sport und Technik ziehen 
in den m it Blumen geschmück
ten Saal ein. Der L e iter der 
F&llschirmgruppe grüßt das

Brautpaar. Unter den Klängen 
eines Menuetto von Beethoven 
schreitet das Paar durch das 
GST-Spalier. E in  Beauftragter 
der Abteilung fü r das Personen
standswesen übernimmt die 
Trauung. D ie Bühne ist ein 
Blumenmeer. In  der M itte steht, 
ein großes B ild  des Staatspräsi
denten Pieck. Es erk lingt das 
Interm ezzo aus .Cavalleria ru
sticana'. E ine Packerin und ein 
Maschinenformer sind getraut. 
Parteifunktionäre und Vertreter 
der Massenorganisationen gra
tulieren. D ie  Anwesenden singen 
stehend zum Abschluß eine 
Strophe der Nationalhymne.“ 
Das berichtet die „Le ip ziger 
Volkszeitung“ vom 6. Mai 1958 
auf Seite 8.

COTTBUS
Im  Haus des Kulturbundes 

erhielten die ersten Cottbusser 
K inder die Namensweihe. D ie 
M ütter mußten die Säuglinge 
durch ein Spalier Junger P io 
niere tragen. Der Oberbürger
meister überreichte den Müttern 
eine Urkunde und ein G'eschenk- 
sparbuch. „A ls Staatsangestellter 
kann man sich doch nicht aus
schließen“ , sagte ein Vater dem 
P farrer. „Schließlich droht man 
m ir m it der Entlassung, wenn 
ich mich w eigere.“

Im  Stadttheater Cottbus spielt 
man seit Monaten das ergrei
fende Stück: „Das Tagebuch der 
Anne Frank“. Es ist w ie  eine 
Demonstration der Freiheit, 
wenn nach der Aufführung to
sender B eifa ll losbricht.

PO TSD AM
Gepäckmarsch am Feiertag. 

An  der Ecke Luckenwalder 
Straße und Heinrich-Mann-Allee 
mußten sich Potsdams Sportler 
am sogenannten „T a g  der Be
fre iung" versammeln. D ie 
Marschroute betrug 10 km. Das 
Ganze nannte sich Friedens
marsch. Männliche Teilnehmer 
mußten ein Gepäckstück von 
8 kg  m it sich führen. Ziel des 
Marsches w ar: Erwerb des
Sportabzeichens „Bereit zur A r 
beit und zur Verteid igung der 
Heim at“ .

N icht ganz 10 K ilom eter ohne 
Gepäck bummelten am 8. Mai 
Tausende von Besuchern durch

die Baumblüte. In  W erder blü
hen die Bäume —  und manch 
guter Schluck Ap fe lw ein  vom 
vergangenen Jahr floß durch die 
Kehle. K le ine gemütliche Gar
tenlokale hatten ein paar Mu
siker engagiert, die zum Tanz 
aufspielten.

Doppelstockgliederzüge auf 
dem Außenring. P r iv a t dürfen 
die Bewohner Potsdams und 
W erders m it der Wannseebahn 
nach B erlin  fahren, sofern sie 
sich nicht verpflichten mußten, 
die gefürchteten und verpönten 
Westsektoren zu meiden. Ange
stellte des Staatsapparates, der 
volkseigenen Betriebe. Lehrer, 
Studenten und Journalisten 
werden fristlos entlassen, wenn 
sie durch W estberlin  fahren. 
Fast eine Stunde verlieren die 
meisten durch die Umleitung 
über den Außenring.

ROSTOCK
D ie SED-Presse in  Mecklen

burg verw eigert die Annahme 
von Konfirmations-Danksagun
gen und die Annahme von 
Beerdigungsanzeigen, in  denen 
ein P fa rrer  genannt w ird. 
W e r  die Zeitung abbestellen 
w ill, w ird  darauf hingewiesen, 
daß amtliche Bekanntmachungen 
über Belieferung von Lebens
m ittelkarten, Kohlengutschei
nen und Term inkalender nur in 
der SED-Presse zu finden sind. 
D ie  Rostocker „Ostseezeitung“ 
veröffentlichte kürzlich ein Ur
teil gegen einen 19jährigen 
Arbeiter, der am 1. Mai zu 
sehr dem Alkohol zugesprochen 
hatte und auf dem Heim w eg 
gegen  24 Uhr in Volltrunkenheit 
einen Fahnenstock zerbrach und 
die Fahne der „DDR.“  herunter
geholt hat. In  der Urteilsbe
gründung fü r eine sechsmona
tige  Gefängnisstrafe wegen 
Staatsverleumdung w ird  der 
Bauschlosser D ieter M üller be
schuldigt: „D er Angeklagte hat 
damit die Maßnahmen unseres 
Staates öffentlich verleumdet, 
w eil er m it einigen Maßnahmen 
nicht einverstanden w ar und 
westdeutsche Zustände verherr
lichte. Der Angeklagte muß 
durch eine Gefängnisstrafe er
zogen werden, die .sozialistische 
Gesetzlichkeit' einzuhalten.“



Auslandsschulen -  Reichstag—Ministerien
Große Aufgaben für Bundesbaudirektion -  Jugendgästehaus für Berlin geplant

D. Berlin (Eigenbericht), über 
die Aufgaben und zukünftigen 
Pläne der am 1. A pril von Bonn 
nach W estberlin  übergesiedelten 
Bundesbaudirektion gaben im 
Bundeshaus M in isteriald irigent 
E ossig  vom  Bundesschatzmini
sterium und der L e iter  dieser 
Dienststelle, Regierungsbau
direktor Mertz, w ichtige E inzel
heiten bekannt. D ie Bundesbau
direktion, die in  Berlin  augen
blicklich einen Personalbestand 
von 80 M itarbeitern hat, der je 
doch noch vergrößert werden 
soll, ist fü r sämtliche Hochbau- 
Aufgaben des Bundes in W est
deutschland, W estberlin  und im 
Ausland zuständig. Sie ist die 
Nachfo lgerin  der früheren 
Reichsbaudirektion. B is zur E in
richtung des Bundesschatzmini- 
steriums, dem sie je tzt unter
steht, unterstand sie dem Bun
desfinanzministerium.

Botschaften
„Es w ar naheliegend, daß 

beim  Auslaufen der Aufgaben in 
Bonn die Bundesbaudirektion 
nach Berlin  umzog“ , erklärte 
M in isteriald irigent Rossig. Er 
gab bekannt, daß in Bonn bis 
je tz t  nicht nur 120 M illionen DM 
fü r die Unterbringung der Bun
desdienststellen, sondern auch 
ISO M illionen DM fü r Wohnungs
bauten fü r die darin Beschäftig
ten aufgewendet wurden. Rossig 
teilte mit, daß jetzt der Schwer
punkt auf Bauten im Ausland 
w ie  Schulen, Botschaften usw. 
ge legt werden soll und daß auch 
die Vorbereitung fü r den Um
zug der Regierung nach Berlin 
als zweite Hauptaufgabe ange
sehen wird.

Regierungsbaudirektor M ertz 
erklärte die einzelnen Projekte. 
A lle in  auf der Iberischen H a lb
insel sollen im nächsten Jahre 
fü n f Schulneubauten begonnen 
werden. Umbauten und Ausbau
ten sind fü r Rom, Istanbul, 
Athen und Düderitz-Bucht vor
gesehen.

Private  Architekten 
eingeschaltet

D ie m it einem Kostenaufwand 
von 3,6 M illionen DM  von der 

Ä Bundesrepublik in Mailand be
reits fertiggeste llte Schule fände

im Hinblick auf ihre Architek
tur großen Anklang bei den 
Italienern. An Botschaftsgebäu
den und Kanzleien entstehen 
gegenw ärtig  in R io  de Janeiro, 
Neu-Delhi, Oslo und Stockholm 
Neubauten. Auch in  Paris, W a
shington, Rom  und W ien sind 
Bauvorhaben dieser A rt geplant, 
in London, Canberra, Tokio und 
Ottawa sind Neu- und Umbau
ten entstanden. In. Rabat und 
anderen Hauptstädten sind Um- 
und Ausbauten im Gange.

Auch für den Bau des Deut
schen Pavillons auf der W e lt
ausstellung in Brüssel zum B ei
spiel war die Bundesbaudirek-

Besonderes Interesse erregten 
die angekündigten Pläne für 
Berlin. Regierungsbaudirektor 
M ertz versicherte, daß fü r die 
Berliner Neu- und Ausbauten 
das W ort „provisorisch“ entfal
len werde, das noch fü r die 
Bonner Bauten Gültigkeit ge
habt habe. E r gab bekannt, daß 
in  diesem Jahre 4 M illionen DM  
im  Reichstag verbaut werden 
können und auch auf jeden F a ll 
ausgeschöpft werden sollen. Das 
bedeute eine Verdoppelung der 
Summe des Vorjahres. Auch 
zum Thema Ausbau des Schlos
ses Bellevue als zukünftiger 
Berliner W ohnsitz des Bundes
präsidenten äußerte sich M ertz 
noch einmal optimistisch und 
meinte, daß er Ende dieses Jah
res abgeschlossen werden könne.

F ü r eine große Neuaufgabe, 
den Aufbau von verschiedenen 
E lektro - Instituten der T U  an 
der Straße des 17. Juni, werden 
zusätzlich 17 M illionen DM  be
reitgestellt. Zwei M illionen DM 
schließlich werden fü r einen 
neuen Jugend - Gästehof des 
Landes Berlin  in Blumeshof am 
Tegeler See aufgewendet. E r 
w ird  etwa 300 bis 400 Betten 
haben. Im  Bundeshaus, das die 
Bundesbaudirektion übernom
men hat, sollen verschiedene 
Ausbauten vorgenommen w er
den.

Eine enge Zusammenarbeit 
m it dem Berliner Bausenator 
w ird  besonders bei dem Ausbau

tion ebenso w ie fü r die Moderni
sierung des Lungen-Sanatori- 
ums Davos in der Schweiz ver
antwortlich. Insgesamt hat diese 
Dienststelle 250 Gebäude der 
deutschen Vertretungen im Aus
land zu unterhalten. Teils w er
den die Bauvorhaben privaten 
Architekten übertragen, teils 
gehen sie aus W ettbewerben 
hervor, und zu einem kleinen 
T e il werden sie auch in der 
eigenen D ienststelle ausgear
beitet. Neben 13 im Ausland tä
tigen deutschen K rä ften  be
schäftigt die Bundesbaudirek
tion im  Ausland jew eils noch 
einen kleinen Stab von einhei
mischen Arbeitskräften.

des ehemaligen Reichspatent
amtes, des sogenannten „Bend- 
ler-Bloekes“ und des Europa
hauses in der Stresemannstraße 
fü r Bundesministerien, aber 
auch für die Arbeiten am 
Reichstag nach Abschluß des 
W ettbewerbs „Hauptstadt Ber
lin “ für beide Te ile  von W ich
tigkeit sein.

SED-Zwangsmeihoden 
in Westberlin

Berlin (Eigenmeldung/dpa). In 
nensenator L ipschitz hat m itge
teilt, daß die in W estberlin  
■wohnenden Eisenbahner der So- 
wjetzonen-Reichsbahn gegen
w ärtig  von der SED unter 
Druck veranlaßt werden, be
stimmte Reverse zu unterschrei
ben. M it H ilfe  dieser Unter
schriften w ill die SED die A u f
stellung von Kandidaten zu den 
W ahlen in W estberlin  im De
zember ermöglichen. Zur A u f
stellung eines Kandidaten sind 
40 Unterschriften erforderlich. 
Lipschitz, der auf einer Beam
tenkonferenz des DGB sprach, 
erklärte, der Senat suche noch 
M ittel und W ege, die W estber
liner Eisenbahner von diesem 
Druck zu befreien. Senat und 
Parteien  seien jedoch fest ent
schlossen, der SED keinen V or
wand dafür zu geben, ihre 
wahrscheinliche W ahlniederlage 
m it Terror zu begründen.

1 7  M i l l i o n e n  z u s ä tz lic h  f ü r  d ie  T U



V e r s c h ä r fte r  D r u c k  a u f  T i t o
Belgrad setzt sich zur Wehr —. Vorwürfe gegen Chrustschow

Belgrad/Moskau (ap/dpa). D ie jugoslawischen Kommunisten 
haben die Bruderparteien des Ostblocks der „Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten Jugoslawiens“ beschuldigt, beson
ders aber dem sowjetischen Parteichef Chrustschow den kaum 
verhüllten Vorw urf gemacht, er sei entweder unaufrichtig oder 
kehre bewußt zu stalinistischen Methoden zurück. Andererseits 
hat das sowjetische Parteiorgan „Praw da“  praktisch m it dem 
Entzug der sowjetischen W irtschaftsh ilfe für Jugoslawien 
gedroht.

Der jugoslawische Gegen
angriff war am F reitag  in dem 
Parteiorgan „Borba“ enthalten. 
Er stellt die Antwrort auf die 
K r it ik  an dem neuen Pa rte i
programm der jugoslawischen 
K P  durch verschiedene führende 
Zeitungen des Ostblocks dar. In  
dem A rtikel der „Borba“ heißt 
es, wenn die Vormundschaft 
Moskaus der Pre is für eine Zu
sammenarbeit des Ostblocks mit 
Jugoslawien sei, dann sei 
„dieser P re is genauso unan
nehmbar, w ie vor zehn Jahren, 
als das Kom inform  T ito  aus
schloß“ .

M it direkter Anspielung auf 
Chrustschow als den In itiator 
der Aussöhnung m it Jugo
slawien im Jahre 1955 erklärt 
das jugoslawische Parteiorgan: 
„Entweder war die vorherige 
Haltung derer, die uns jetzt 
angreifen, unaufrichtig und 
hinterhältig, oder aber sie haben 
ihre Einstellung im schlechten 
Sinne geändert, indem sie auf 
jene alten Methoden zurück- 
greifen, die sie selbst kritisiert 
und verworfen hatten.“

Bundestagsbeschluß begrüßt
Ein Regierungssprecher hat 

die Befriedigung Jugoslawiens 
zum Ausdruck gebracht, daß 
der Deutsche Bundestag den be
reits 1956 abgeschlossenen V er
trag zur Regelung deutscher 
und jugoslawischer Forderungen 
aus den beiderseitigen Sozial
versicherungen geb illig t hat. E r 
bezeichnete den Bonner Be
schluß als einen vernünftigen 
Beschluß. Jugoslawien erhält 
auf Grund dieses Vertrages 
26 Millionen DM, von denen die 
Bundesregierung im vergange
nen Herbst bereits 8,5 Millionen 
DM als Vorschuß gezahlt hat.

Entzug der W irtschaftshilfe
In  einem A rtike l der „Praw ffa“ 

wurde Jugoslawien wegen der 
bestehenden ideologischen M ei
nungsverschiedenheiten prak

tisch m it dem Entzug der so
wjetischen W irtschaftshilfe ge
droht. W örtlich  heißt es in dem 
A rtike l: „Haben gewisse P e r
sonen in Jugoslawien den E in
druck, daß Ausbeutungstenden
zen auch in  den W irtschafts
beziehungen zwischen der So
wjetunion und Jugoslawien be
stehen? Wenn ja, dann bestände 
die Möglichkeit, Jugoslawien 
von einer derartigen Ausbeutung 
zu befreien. W ir  zw ingen nie
mand etwas auf —  weder un
sere Staatsstruktur noch unsere 
Ideolog ie.“

Diese Drohung hat in Belgrad 
sehr überrascht. Am Ernst der 
Drohung zweifeln  amtliche Bel
grader Kre ise jedoch nicht. Man 
sieht darin die Entschlossenheit

Moskaus, sich der „alten M e
thoden“ w ieder zu bedienen.

Der sowjetische Parteisekre
tär Chrustschow hat die ju go
slawischen Kommunisten in 
einem persönlichen Schreiben 
aufgefordert, sich im  Interesse 
der Solidarität dem Ostblock 
unter Führung des K rem l an
zuschließen. In  einem von Bot
schafter Samtschewski über
brachten Schreiben hat Chrus
tschow die jugoslawischen Ge
nossen auf ihre „ideologischen 
Abweichungen“ aufmerksam ge
macht und ihre Einordnung in 
den Ostblock verlangt.

„Verw elkte Blumen“
D ie Belgrader „Po litik a “  

brachte dieser T a ge  eine K a r i
katur, die sich seit vielen Jah
ren zum ersten M ale gegen  die 
Sowjetunion und China richtet. 
D ie Zeichnung ze ig t einen 
Mann, der zorn ig auf eine blü- 

_ hende Blume schaut (Jugosla
w ien ), die neben acht dahinwel
kenden Blumen (Ostblock) steht. 
D ie Karikatur z ie lt offenbar auf 
das Schlagwort von Mao Tse 
Tu ng: „Laß t hundert Blumen 
blühen! Laß t hundert Gedan
kenschulen miteinander w ett
e ife rn !“

jetzt auch in Albanien
W ashington (ap). Diploma

tische Gewährsleute in W a
shington erklärten, sie hätten 
neue Informationen, daß die 
Sowjetunion in dem albanischen 
Adriahafen Valona Raketenab
schußrampen errichtet. Das Ge
biet sei von den albanischen Be
hörden abgesperrt worden, um 
„geheimnisvolle Bauvorhaben“ 
an der Küste geheimzuhalten.

Prag erwartet Bonner Schritt
W ien (dpa). Der tschechoslo

wakische Gesandte in Wien, 
Richard Jezek, erklärte, seiner 
Regierung sei an einer Verbes
serung der Beziehungen zur 
Bundesrepublik gelegen. Sie 
habe schon mehrere Schritte 
unternommen. „Es liegt nun an 
der deutschen Bundesregierung, 
ihrerseits einen Schritt zu tun.“

Hilfe für Zonenjugsndliche
Detmold (dpa). Das Deutsche 

Jugendherbergswerk hat auch

in diesem Jahr erhebliche M it
tel bereitgestellt, um Jugend
lichen aus der Sowjetzone das 
Wandern in der Bundesrepublik 
zu ermöglichen. Sie werden in  
den Jugendherbergen kostenlos 
untergebracht und verp flegt und 
erhalten besondere W andergut
scheine und Gastausweise.

Nicht im Sportpalast
Berlin (dpa). Der SED w er

den von der Gesellschaft der 
Berliner Sportpalast GinbH. 
keine Räumlichkeiten fü r Groß
kundgebungen zur Verfügung 
gestellt werden. Dies wurde von 
der Sportpalastdirektion be
kanntgegeben. D ie SED hatte 
dieser Tage angekündigt, sie 
w olle sich am W ahlkam pf in 
W estberlin für die Neuwahlen 
zum Abgeordnetenhaus beteili
gen und eine erste Wahlkund- 
gebung am 11. Juni im  Sport-, 
palast veranstalten.



B ILD E R  D E R  WOCHE, Oben! De* türkische Staatspräsident Celal Bayar weilte zu 
einem einwöchigen Staatsbesuch in der Bundesrepublik und in Westberlin. In Bonn 
nach einem Erühstüek m it Bundespräsident Heuss und Bundeskanzler Adenauer. — 
Unten: Zwei der drei westdeutschen Pfadfinder, die sieh während eines Berlin- 
Besuches im  Ostsektor in Diskussionen einließen und daraufhin wegen „Boykotthetze“ 
vorübergehend von der Vopo verhaftet wurden, berichten nach der Rückkehr über

ihre Erlebnisse.


